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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses zur Beratung des Personalvertretungsgesetzes 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
über die Verlängerung der Wahlperiode der Betriebsräte (Personalvertretungen) in den öffentlichen 
Verwaltungen und Betrieben des Bundes und der bundesunmittelbaren Körperschaften des 

öffentlichen Rechts 

— Nr. 4156 der Drucksachen — 


1. Bericht des Abgeordneten Dr. Kleindinst: 

Der Sonderausschuß zur Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über die Personal Vertretungen m 
den öffentlichen Verwaltungen und Betrieben (Per- 
sonalvertretungsgesetz) — - Nr. 3552 der Druck- 
sachen — hat sich nach den Beratungen des Ent- 
wurfs eines Bundesbeamtengesetzes, dessen Verab- 
schiedung bevorsteht, am 16. März 1953 gebildet 
v.*iu seinen Arbeitsplan festgelegt. 

Dieser Ausschuß hat den von den Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP und DP am 3. März 1953 einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes über die Verlän- 
gerung der Wahlperiode der Betriebsräte (Personal- 
vertretungen) in den öffentlichen Verwaltungen 
und Betrieben-des Bundes und der bundesunmittel- 
baren Körperschaften des öffentlichen Rechts — 
Nr. 4156 der Drucksachen — beraten. 

Der Ausschuß hat die Verschiebung dieser un- 
mittelbar bevorstehenden Wahlen für notwendig 
erachtet, weil nach dem Inkrafttreten des Personal- 
vertretungsgesetzes wieder neue Wahlen stattfin- 
den müssen. Die dadurch verursachte Verwaltungs- 
arbeit und die nicht unbeträchtlichen Kosten kön- 
nen eingespart werden. 

Bestand über die grundsätzliche Verlängerung 
der Wahlperiode der Betriebsräte volles Einver- 
ständnis, so bestand eine Meinungsverschiedenheit 
über den Zeitpunkt der Verlängerung bis zum 
31. Dezember 1953 oder bis zum 31. März 1954. 
Wegen des Unterschiedes von nur drei Monaten 
entschied sich der Ausschuß beinahe einstimmig für 
die Verlängerung bis zum 31. März 1954. Dabei 
stand für ihn fest, daß die Wahlen der neuen Per- 
sonalvertretungen ohnedies nach dem Inkrafttreten 
des Personalvertretungsgesetzes stattfinden müssen, 
daß aber der Erlaß der zur Durchführung des Ge- 
setzes notwendigen Rechtsvorschriften (§ 80 des Ge- 
setzentwurfes) Zeit beanspruchen wird. 


Nur um gegen jeden Fall der nicht vorausseh- 
baren Verzögerung der Durchführung des Gesetzes 
Vorkehrung zu treffen, ist der 31. März 1954 
vorgesehen. 

Der Ausschuß empfiehlt deshalb die Annahme 
dieses vorläufigen Gesetzentwurfes. 

Bonn, den 17. März 1953 

Dr. Kleindinst 

Berichterstatter 


2. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über die Ver- 
längerung der Wahlperiode der Betriebsräte (Per- 
sonalvertretungen) in den öffentlichen Verwaltun- 
gen und Betrieben des Bundes und der bundesun- 
mittelbaren Körperschaften des öffentlichen Rechts 
mit den aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Änderungen zuzustimmen. 


Bonn, den 17. März 1953 


Der Ausschuß zur Beratung des 
Personalvertretungsgesetzes 

Dr. Kleindinst 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 


über die Verlängerung der Wahlperiode der Betriebsräte (Personalvertretungen) 
in den öffentlichen Verwaltungen und Betrieben des Bundes und der 
bundesunmittelbaren Körperschaften des öffentlichen Rechts 
— Nr. 4156 der Drucksachen — 
mit den 

Beschlüssen des Ausschusses zur Beratung des Personalvertretungsgesetzes 


Entwurf 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Wahlperiode der Betriebsräte (Per- 
sonalvertretungen) in den Verwaltungen und 
Betrieben des Bundes und der bundesunmit- 
telbaren Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts wird bis zum 
31. Oktober 1953 verlängert. 

(2) Für Betriebsräte (Personalvertretun- 
gen), deren Wahlperiode nach dem 1. Januar 
1953 abgelaufen war, gilt das gleiche, wenn 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Neu- 
wahl noch nicht vorgenommenwar. 

§2 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1953 in 
Kraft. 


Beschlüsse des Ausschusses 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Die Wahlperiode der Betriebsräte (Per- 
sonalvertretungen) in den Verwaltungen und 
Betrieben des Bundes und der bundesunmit- 
telbaren Körperschaften, Anstalten und Stif- 
tungen des öffentlichen Rechts wird bis zum 
31. März 1954 verlängert. 

(2) Für Betriebsräte (Personalvertretun- 
gen), deren Wahlperiode nach dem 1. Januar 
1953 abgelaufen war, gilt das gleiche, wenn 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes eine Neu- 
wahl noch nicht durchgeführt ist. 

§2 

unverändert 



